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Beilage zu Ne . 41 - er Karlsruher Zeitung .
« . . —

Mittwoch , 18 . Februar L8« S.

Deutschland .
Wien , 14 . Febr . ( A . Z .) Gutem Vernehmen nach

werden in der allernächsten Zeit weitere bedeutsame R cd uk -
tioncn in der Armee zur Ausführung gelangen . Mor¬

gen marschirt das dritte Bataillon Graf Coronini von hier¬
in feinen Werbebezirk Neusatz , und noch im Laufe des
Monats das dritte Bataillon König der Belgier in seinen
Werbebezirk Gratz ab , um dort sofort von dem Stand von
80 Mann auf den Stand von 20 Mann per Kompagnie ge¬
bracht zu werden ; und wir glauben annehmen zu dürfen ,
daß in ähnlicher Weise die sämmtlichen dritten Bataillone
der achtzig Jnfantcrirrcgimenter — höchstens die der
italienischen Armee angehörenden ausgenommen — ver¬
mindert werden . Gegenüber einer solchen Reduktion
würde cs von keinem Beleg sein , wenn , wie ein sehr verbrei¬
tetes Gerücht wissen will , cs wirklich im Werke sein sollte , die
Urlauber der dritten Bataillone der polnischen hgalizischen )
Regimenter einzuziehen und diese Bataillone in Galizien ein¬
rücken zu lassen , wo gegenwärtig nur vier Jnfanterieregi -
menter garnisoniren . Bis jetzt übrigens sind alle Nachrich¬
ten von ausnahmsweisen militärischen Vorsichtsmaßregeln
in Galizien unrichtig ; es ist nichts geschehen , als daß die
bisher in Galizien gestandenen Husarenregimenter , vier
an der Zahl , an die russisch - polnische Grenze beordert sind ,
um dort Patrouillendienst zu versehen , und daß die in Urlaub
befindlichen Offiziere der in Galizien stehenden Truppen
sammt und sonders den Befehl erhalten haben zu ihren
respektive » Truppentheilcn zurückzukehren .

11 Wien , 15 . Febr . Das Ausfuhrverbot von
Waffen und Munition aus Galizien und der Bukowina nach
Rußland und Russisch - Polen ist eine so natürliche Maßregel
und in den politischen Verhältnissen so vollständig begründet ,
daß kaum ein Wort darüber zu verlieren sein würde ; die
österreichische Regierung thut an der nördlichen Grenze und
den polnischen Gegnern Rußlands gegenüber genau dasselbe ,
was sie früher , den türkischen Schützlingen Rußlands gegen¬
über , an der südlichen Grenze gethan . Aber wenn cs , um
dieses Verbot zu erwirken , gewiß nicht erst einer besondern
Anregung von Seiten des russischen Kabinets bedurft hat , so
zählt doch der Text der betreffenden Verordnung unter der
verbotenen Ausfuhr einen besondern Artikel auf , der den Ge¬
danken nahe legt , daß hier einem bestimmten Wunsche Ruß¬
lands Genüge geleistet worden . Wir meinen diejenige Be¬
stimmung , welche ausdrücklich auch die Ausfuhr von Seu -
s e n verbietet , obschon die Sense , mag sie auch schon mehrfach
in der Hand der Polen sich als ein furchtbares Vernichtungs¬
mittel bewährt haben , sicher nicht unter den Begriff der eigent¬
lichen „ Waffen " fällt .

Wie Dem aber auch sei, der betreffende Erlaß des Finanz¬
ministeriums bringt einem sehr wichtigen Zweige der öster¬
reichischen Industrie eine schwere Wunde bei . Oesterreich
führte im Jahr 1800 , aus welcher Zeit die letzten offiziellen
illachweise vorliegcu , nach Rußland etwas über 30,000 Ztnr .
Eisenwaaren aus , die einen Werth von wenigstens 1Mill .
Gulden darstellen , und der weitaus größte Theil dieser Eisen -
wackren bestand — und besteht noch jetzt — gerade aus Sen¬
sen , die von den inncrösterreichischen Provinzen geliefert wer¬
den imd mit denen Oesterreich die Einfuhr von Schlachtvieh rc .
aus Rußland zahlt . DasVcrbotwird demnach in doppelterRich -
tung seine nachtheilige Wirkung zu äußern nicht verfehlen ; es
wird vielen Werken augenblicklich dieArbcil nehmen und dadurch
die schon vorhandene Arbeitsnoth noch mehr steigern ; es wird
aber auch das Gleichgewicht des österreichischen Handels beein¬
trächtigen ; es wird endlich und vor allen Dingen leicht der
Anlaß werden können , daß die englische Konkurrenz die öster¬
reichische Eisenindustrie ganz von dem russisch - polnischen
Markt verdrängt , zumal das Verbot gerade in die Zeit fällt ,
wo man sich dort mit seinem Bedarf zu versorgen ge¬
wöhnt ist .
, Diese Rücksichten würden ohne Zweifel nicht maßgebend
sein dürfen , wenn cs sich vielleicht darum handelte , dem pol¬
nischen Aufstand mit dem Ausfuhrverbot überhaupt ein
wesentliches Machtmittel zu entziehen ; aber es liegt auf der
Hand , daß in einein durchweg ackerbautreibenden Lande , wie
Polen es ist , die Sense , als Waffe betrachtet , in solchen
Massen sich findet , daß Hunderttausendc von Kämpfern da¬
mit ausgerüstet werden könnten .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 16 . Febr . Aus per Begründung zum Gesetz
über die Verwaltnngsorganisation gebm wir unfern Le¬
sern nachstehend wörtlich die allgemeine Uebersicht über die Grundla¬
gen der vorgeschlagencn neuen Organisation :

»Die Einrichtung der Verwaltungsbehörden , insbesondere der KreiS -
und Bezirksverwaltnng , beruht noch heutzutage im Wesentlichen auf
der Organisation de« Jahre « 1809 . In Uebereinstimmung mit den
damaligen Zettanschauungm und den Grundlagen der bestehenden
Staatsverfassung ging diese Organisation davon aus , alle öffentliche
Tätigkeit ausschließlich in der Hand von besoldeten Beamten und
Kollegien zu zentralisiren . Die Anwendung des öffentlichen Rechts ,
bi- staatlichen Aufsichtsrechte , die Pfleg « aller lokalen und Bezirks¬
interessen , die rein politische Thätigkeit , und in der untersten Instanz
sogar die bürgerliche Gerichtsbarkeit — warm vereinigt in der Zu -
stiiildigkeit einer und derselben staatlichen Behörde . Die Garantien
lUgen Mißbrauch und Willkür suchte man in einer weitgreifenden Kon -
>r«le der Vorgesetzten Behörden bis in den Kreis der Gemeindeverwal -
Miig hinab , und in einer Stusensolgr zahlreicher Instanzen für Be¬

schwerden und Rekurse und in der kollegialischen Behandlung der Ge¬

schäfte in den höheren Instanzen .
Diese Einrichtung niag ihre nicht zu verkennenden Vorzüge gehabt

und Gutes geleistet haben zu einer Zeit , in tvelcher die politische Bil¬
dung des Volkes noch in den Anfängen lag , wo es vor Allem darauf
ankam , die manmchfachen Bestandtheile , aus welchen das Großher -

zogthum gebildet worden war , zu einem Ganzen zu verschmelzen , in
welcher es ferner eine der Hauptaufgaben der Staatsverwaltung sein
mußte , veraltete , mit den Anforderungen der Zeit nicht mehr verträg¬
liche , Zustände allmälig aufzulösen »nd den Boden für eine neue
lebensfähigere Ordnung der Dinge zu bereiten .

Diese Aufgaben sind in einer mehr als 50jährigen Periode gelöst
worden ; die der Entwickelung unseres politischen Lebens entgegen -

stehendcn Einrichtungen und Zustände früherer Zeiten sind niit Scho¬
nung aller Interessen beseitigt ; strenge Ordnung in alle » Zweigen
der Staatsverwaltung hergestellt und eingebürgert ; in dem freilich be¬
schränkten Kreise der Lokalgemeindm ist durch die Gemeindeordnung
von 1831 selbstthätiges Leben und Sinn für die Theilnahme der
Bürger an den öffentlichen Interessen geweckt, die politische Erziehung
des Volkes durch die langjährige Wirksamkeit einer freisinnigen Ver¬
fassung wesentlich gefördert , und die Wege zur freiesten Entwickelung
individueller Thätigkeit sind durch die dem gegenwärtigen Landtage
zur Prüfung vorliegendm Gesetzentwürfe eröffnet . Daß unter sol¬
chen Verhältnissen der oben geschilderte Organismns der Staatsver¬
waltung , zumal in den Mittelgliedern zwischen Gemeinde - und Zen¬
tralverwaltung , auch in seiner jetzigen etwas veränderten Gestalt als
veraltet bezeichnet werden muß , und mit dem Geiste der neueren Ver¬

waltung nicht mehr in Uebereinstimmung steht , kann wohl als fest¬
stehend angenommen werden . Und wenn auch durch spätere Nach¬
träge an der ursprünlichen Einrichtung Manches zu verbessern gesucht
wurde — durch Verminderung der Zahl der Kreisregierungen , Be¬

schränkung der Instanzen , Erweiterung der Kompetenz der Bezirks¬
ämter u . dgl . — so ist doch am Wesen der Sache damit nichts ge¬
ändert worden , es bleibt im Gegenthcil sogar zweifelhaft , ob diese
Acndcrungen auch wirkliche Verbesserungen waren , ob nicht vielmehr
eine allzu große Machtbefugniß in die Hände regelmäßig nicht kon -
trolirter Einzelbeamten gelegt , und so das Bedürfniß einer mehr un¬
mittelbaren Aussicht durch die Zentralbehörde hervorgerufen , anderer¬

seits aber hierdurch die Wirksamkeit und das Ansehen der Mittel¬

glieder geschwächt wurde .
Mag auch nicht überall im Volke , und namentlich auf dem Lande ,

das Bedürfniß einer Aenderung der Verwaltungsorganisalion im volks -

thümlichen Sinn als ein dringendes empfunden werden , cs ist gleich¬
wohl vorhanden und von gewichtigen Stimmen auch bereits vielseitig
und seit Jahren anerkannt worden ; in den einfachen Verhältnissen
kleinerer Landgemeinden macht sich dasselbe natürlich weniger geltend ,
als da , wo mauuichfaltigere und verwickeltcre Zustände und LcbenS -

verhältnisse eine häufigere und vielseitigere Berührung mit den Or¬

ganen der Staatsverwaltung veranlassen . Allein es ist mit Zuver¬
lässigkeit darauf zu rechnen , daß auch da , wo vielleicht jetzt noch das
Bedürfniß verkannt wird , die fortschreitende Entwicklung der wvhl -

thätigen Folgen einer auf gesunden Prinzipien beruhenden Organisa¬
tion in kurzer Zeit eine bessere Einsicht begründen werde . Die Ein¬
wendungen aber , welche gegen eine volkSthümliche Einrichtung der
Verwaltung etwa aus dem Grunde erhoben werden , weil unter den
Bürgern Scheu und Abneigung gegen die Uebernahme der damit ver¬
bundenen persönlichen Lasten und Opfern bestehe , verdienen keine Be¬
rücksichtigung ; denn einmal ist es gerade Aufgabe der Gesetzgebung
und Verwaltung , diese Scheu und Abneigung , wo sie etwa bestünde ,
allmälig zu überwinden , den Sinn für die Betheiligung an den ge¬
meinsamen Angelegenheiten zn wecke» , und die dadurch bedingte Her¬
anbildung des Volkes zu kräftigem politischem Lebm zu fördern ; so¬
dann aber beruhen jene Einwendungen auf einer das Maß des bereit «
im Volke vorhandenen GemeinsinncS zuverlässig weit unterschätzenden
Anschauung . Es ist in der Thal nicht einzusehen , warum unter der
Bevölkerung des Großherzogthnms auf weniger Opferwilligkeit und
Gemeinsinn zu rechnen sein sollte , als in den vielen deutschen und
außerdeutschen Ländern , in welchen mit gutem Erfolge und zu allge¬
meiner Zufriedenheit solche VolkSthümliche Berwaltungseinrichtungm ,
wie die großh . Regierung sie in Vorschlag zu bringen in der Lage ist,
bereit - längere oder kürzere Zeit bestehen .

Wie für die Bevölkerung , so ist auch für die Regierung der Uebcrgang
zu einem andern Shst >m in der Einrichtung der innern Verwaltung
durch die verschiedensten Gründe geboten . Dir Geschäfte der Staatsbe¬
hörden können wesentlich vereinsacht weiden durch Ausscheidung von ge¬
wissen gemeinsamen Angelegenheiten größerer Bezirke oder Kreise , welche
in Ermanglung anderer Organe seither jenen Behörden anheimgegrben
waren , welche aber zweckmäßiger selbständigen Verbänden übertragen
werden . In den Geschäften , welche den Staatsbehörden aber noch ver¬
bleiben , werden sie das immer schwieriger zu erwerbende Vertrauen in
die Redlichkeit und Unparteilichkeit ihres Willens in Zukunst nur dann
fest zu begründen vermögen , wenn durch die Betheiligung des bürger¬
liche» Elements bei dem Vollzug der Gesetze die Verantwortlichkeit getheilt
und die Einsicht in die Schwierigkeit ihrer Ausgabe geweckt wird .

Die Herstellung einer dem Zwecke cntsprechendrn Organisation steht
unter den Ausgaben , welche die Reform der innern Verwaltung zu lösen
hat , in der vordersten Reihe . Denn nicht nur der Geist , in welchem die
VerwallungSgesetze angewendct werden , und welcher gerade auf diesem
Gebiete für die wohlthätige Wirksamkeit der Gesetze von der größten Be¬
deutung ist, — auch der formelle und materielle Inhalt dieser Gesetze ist
vielfach bedingt durch die Einrichtung der Behörden , welchen deren

Vollzug obliegt , und durch die Herstellung und Organisation
der Bezirke und Verbände , mnerhalb welcher die Befriedigung
der ösjentlichen Bedürfnisse und die Betheiligung der Bevölke¬

rung an der Verwaltung stattfindet . Bevor man z . B . die Re¬

vision der Gesetzgebung über die öffentliche» Wege , das Armenwesen
und dergleichen in Angriff nehmen kann , müssen die Bezirk «, welche in

diese Zweige der Verwaltung eingreifen , abgegrenzt und die allgemei¬
nen Organe , an welche der Vollzug und die Aufsicht überall

angelehnt werden soll , geschaffen sein . Auch der weitere Umstand , daß

niit der beabsichtigten Uebertragung der Polizeistrasgewalt und der
freiwilligen Gerichtsbarkeit an die Gerichtsbehörden eine wesentliche
Modifikation des seitherige » Geschäftskreise « der Verwaltungsbehörden
eintritt , muß die Vertagung der Organisationssrage als nnthunlich
erscheinen lassen .

Wenn in dem Nachfolgenden die Grundgedanken , auf welchen di«
von der großh . Regierung vorgeschlagcne Organisation der Verwaltung
beruht , näher dargelegt werden , so ist damit zugleich angedeutet , wel¬
chen Einwendungen im Einzelnen nach ihrer Ansicht nicht nur die
seitherige Einrichtung , sondern auch die auf dem Landtage von
1848/49 berathene , aber nicht zum Vollzug gekommene Organisation
unterliegt , und sie glaubt sich daher einer eingehenderen Kritik diese«
Entwurfs und jener Einrichtung hier überheben zu können .

Obwohl die Staatsverwaltung im weitern Sinne es stets mit der
Sorge für die Befriedigung irgend eines öffentlichen Interesses zu thun
hat , so kann man doch in ihrer Thätigkeit zwei Hauptmomente un¬
terscheiden , wovon das eine , die eigentliche Verwaltung , vorzugs¬
weise die Pflege der Interessen , d . h . die Sorge für die nnmittelbare
Befriedigung gemeinsamer positiver Bedürfnisse des wirthschaftlichen
und Kulturlebens und den Vollzug der zu solchen Zwecken erlassenen
Gesetze , insoweit über deren Anwendung kein Streit entsteht , — da »
andere die eigentliche Regier ungsthätigkeit unifaßt . in wel¬
cher sich die Machtvollkommenheit des Staates äußert , und welche
einerseits zum Zwecke hat die Aufrechthaltung der Staatsverfassung
und die Sorge für die äußere und innere Sicherheit des Staates ( die
rein politische Verwaltung ) , sowie die im Interesse der Gesammtheit
zu übende Aufsicht auf die Wirksamkeit der in den Staalsorganismus
verflochtenen korporativen Verbände , andererseits die Entscheidung von
Streitigkeiten , welche bei der Anwendung des öffentlichen Rechtes ent¬
stehen , sowie den Vollzug der deßfallfigen Erkenntnisse ( die admini¬
strative Justiz ) .

Alle Geschäfte , welche aus diesen verschiedenen Thätigkeiten der Ver¬
waltung entspringen , hat der burcaukratisch zentralisirende Staat ,
welchem eine gleichmäßige feste Ordnung aller die öffentliche Wohlfahrt
betreffenden Verhältnisse bis in die Einzelheiten hinab Hauptsache ist ,
und welcher deßhalb in alle diese Verhältnisse bestimmend ( oder wenig¬
stens genehmigend ) einzugreifen für nothwendig erachtet , den stän¬
digen , vonr Staate aufgestellten und besonders geschulten Beamten über ,
wiesen . Fragt es sich nun , welche Geschäfte sich zur Uebertragung an
bürgerliche Elemente oder zu deren Betheiligung daran eignen , so
müsse » zuvörderst ausgeschiedcn werden die Funktionen der rein poli¬
tischen Verwaltung , welche unter der Leitung der der Landesvertretung
verantwortlichen Rathgeber der Krone zmtralisirt sein muß und nur
abhängigen Organen der obersten Staatsbehörden übertragen werden
darf , wenn der Zweck erreicht und die in jener Verantwortlichkeit lie¬
gende Gewähr wirksam werden soll. Ferner kommt hier nicht in Be¬
tracht die Verwaltung der den gesammten Staatsverband berührenden
Interessen , Anstalten und Einrichtungen , weil die Staatsverfassung
bereits für die Vertretung des Landes und die Betheiligung der Bür¬
ger an der Gesetzgebung über die Verwaltung solcher allgemeinen
Staatseinrichtungen und Anstalten gesorgt hat , und welche in der
Hauptsache ebenfalls einer zentralistischen Leitung unterstellt werden
müssen . An den noch übrig bleibenden Geschäften läßt sich eine Be¬
theiligung der Bürger , beziehungsweise eine Uebertragung derselben an
bürgerliche Organe nach zweierlei Richtungen hin denken .

Einestheils nämlich kann die nächste Sorge für die Befriedigung
einer Reihe von öffentlichen Interessen und Bedürfnissen , für die
Einrichtung und Leitung der deßfallfigen Anstalten und für die Auf¬
bringung der hiezu erforderlichen Mittel - insofern jene Interessen
und Bedürfnisse in erster Linie ihre Entstehung und ihren Boden in
größeren oder kleineren Abtheilnngen des Staatsgebietes oder in ge¬
wissen Kreisen der Gesammtbevölkerung finden , oder zweckmäßiger
dorthin überwiesen werden , und für die Staatsgesammthcit nur von
mehr mittelbarer Bedeutung sind — der eigenen Besorgung durch die
dabei betheiligtcn Bürger überlassen werden , wobei sich der Staat
darauf beschränkt , die im Interesse der Staatsgesammtheit nothwendigc
Aufsicht zil führen und allenfalls noch durch feine Organe und Gesetz¬
gebung anregend und fördernd einzuwirken , soweit der Zweck und da «
Interesse der Gesammtheit cs erheischt. Die Besorgung solcher gemein¬
samen öffentlichen Angelegenheiten durch die Bürger selbst kann nur
in passend zusammengesetzten Verbänden — entweder allgemeinen für
eine Mehrzahl solcher Interessen , oder besonder» für einzelne Angele¬
genheiten — mit der zur Erfüllung ihrer Aufgabe geeigneten Orga¬
nisation statlfinden . In den Ortsgemeinden finden sich diese Ver¬
bände schon vor ; für größere Distrikte sind sie erst noch zu bilden .
Dieselben , beziehungsweise ihre Vertretung und Organe , besorgen ihre
eigenen Angelegenheiten , und indem sie dieses thun , wirken sie mittel¬
bar auch zur Erfüllung der Staatszwecke mit ; sie sind so selbständig
zu stellen , als es die Uebereinstimmung mit dem letzter» und die noth »
wendige Freiheit der Einzelnen zuläßt . — Diese Uebertragung einer
Reihe von Interessen , für welche sonst die Staatsbehörden eintraten ,
an die Betheiligten selber kann man als die Selbstverwaltung ( im
enger » Sinn ) bezeichnen . Die Grundlage dieser Selbstverwaltung ist eine
gewählte Vertretung . Ob die Geschäfte des Vollzug - innerhalb dieser
Verbände von wechselnden Elementen aus dem Volke selbst oder von
Beamten besorgt werden , die ständig hiefür angestellt sind und die
Geschäftsbesorgung zu ihrem Hauptberufe machen , ist eine Frage , die
je nach der Art dieser Geschäfte verschieden beantwortet werden kann ,
im Uebrigen aber da« Prinzip der Selbstverwaltung in diesen, Sinne
nicht berührt .

Anderntheils aber kann der Staat diejenigen Geschäfte , welche zu
seiner unmittelbaren Aufgabe gehören und welche er seither durch be¬
sonders dazu vvrgebildete ständig aufgestellte und besoldete Beamte ,
deren LebcnSberuf das Staatsamt ist, und welche demselben ihre ganze
Kraft und Zeit widmen , besorgen ließ, , theilweise solchen Elementen
aus dem Volke - übertragen , oder solche mindestens daran Theil nehmen
lassen , welche durch ihre Einsicht und Tüchtigkeit zur Bekleidung eine «
öffentlichen Amte « sich eignen , übrigens ihren Hauptberuf in einer
andern Lebensstellung haben und deßhalb nur vorübergehend an den
StaatSgeschästen in der Weise eines Ehrenamtes sich - betheiligen .



Diese besorgen zwar , insofern jeder Staatsbürger ein hohes
persönliches Interesse an einer guten StaatSleitung hat , gleich¬
falls ihre „ eigenen " Angelegenheiten , aber doch in einem ganz andern
Sinne , als dies von den Vertretern der für gemeinsame Angelegen¬
heiten mehr lokaler Art und von vorwiegend pekuniärem Interesse
gebildeten Verbände gilt . Jene nehmen Theil an der eigentlichen Re¬
gierung des Staates und man kann daher diese Theilnahme als die
Selb st regier nng bezeichnen . — Solche Organe , welche an den Re -

gicrungshandlungen sich zu betheiligen berufen sind , können , wenn
diese Betheiligung eine irgend umfassendere sein soll , am wenigsten in
einem monarchisch eingerichteten Staate ausschließlich durch Volkswah¬
len berufen werden ; der Widerspruch , in welchen eine solche Einrich¬
tung mit den Grundlagen der ganzen StaalSverfassung — wie sie
namentlich der 8 - 5 der VersassungSurkunde aufstellt — gerathcn
müßte , könnte nur die bedenklichsten Gefahren für das öffentliche Wohl
erzeugen . Ausnahmsweise mag es wohl gestaltet sein , für einzelne
Zweige der Staatsverwaltung sich der Organe der selbständigen Ver¬
bände und Kreise zu bedienen , wo das Interesse oer staatlichen Au¬
torität minder wichtig erscheint ; allein als Regel muß hier der Grund '

satz der Ernennung durch die Staatsregierung gelten ' , wenn auch da¬
bei ein Einfluß der gewählten Vertreter jener Verbände und Kreise
nicht ganz ausgeschlossen zu werden braucht .

Die vorstehenden allgemeineren Auseinandersetzungen schienen er¬
forderlich , um den Gedanken klar zu machen , worauf die im Ent¬
wurf vorgeschlagene Trennung zwischen den Organen der Jnteressen -
verwaltung und denen der eigentlichen Selbstregierung beruht .

Was nun zunächst die Bildung der Verbände für die Jnteressen -
verwaltung betrifft , so sind hier , wo es sich um eine allgemeine
Organisation handelt , natürlich nur die Verbände in 's Auge zu fassen ,
in welchen regelmäßig die sämmtlichen Bewohner und Angehörigen
eines Landesbezirks zur Erfüllung einer Mehrzahl von Aufgaben des
öffentlichen Lebens zusammengefaßt werden können . Die Vereinigung be¬
sonderer Jnteressenkreise zu einer mehr oder weniger selbständigen Orga¬
nisation bleibt Gegenstand der Spezialgesetzgebung . In den Lokalgemein¬
den besitzen wir bereits allgemeine Verbände jener Art , welche durch die
Gemeindeordnung im Wesentlichen nach den Grundsätzen der Selbst¬
verwaltung in allen Angelegenheiten des örtlichen Lebens und der wech¬
selnden Besetzung der Aemter durch bürgerliche Elemente organisirt sind ,
und welchen die Gesetzgebung , wenn ihr Geist richtig erfaßt und ange¬
wendet wird , ein erhebliches Maß von Selbständigkeit in Besorgung
ihrer Angelegenheiten gewährt . Die Einrichtung des lokalen Gemeinde -
verbandeS steht hiernach in Uebereinstimmung mit den Prinzipien ,
auf welchen jede neue Organisation zu beruhen hat , und kann unbe¬
denklich in das System der letzlern ausgenommen werden . Nicht alle
Bedürfnisse und Interessen der öffentlichen Verwaltung jedoch können
in dem engern Kreise der lokalen Gemeinde ihre Befriedigung finden ;
viele umfassen ihrer Natur nach größere Bezirke , für andere kann dort
wegen der Eingeschränktheit der Mittel nur in sehr unvollkommener Weise
Sorge getragen werden . In dem Staate ist zwar ein höherer Verband
gegeben , welcher hier nachhelfend eingreifen kann ; allein der Umfang
unseres Großherzogthums ist so bedeutend und die Verschiedenheit der
Bestandtheile und der Interessen , welche es umfaßt , so groß , daß das
Bedürfniß der Herstellung von größern Verbänden , nach natürlicher Ge¬
meinschaft der Interessen gebildet , als Zwischenglieder zwischen Staat und
Lokalgemeinde um so weniger geläugnet werden kann , als die Durchführung
deS Grundsatzes der Selbstverwaltung nothwcndig die Herstellung solcher
größeren Verbände über das gesammte Staatsgebiet und damit der Einrich¬
tungen und Organe vorauSsetzt , an welche die dezentralifirende Richtung
der Gesetzgebung sich anlehnen kann . Ueberdieß aber sind auch bei der
jetzigen Einrichtung manche wichtige Bedürfnisse größerer Distrikte ent¬
weder ganz unbefriedigt geblieben , weil eine Vereinigung aller bcthei -

ligten Gemeinden zu dem gemeinsamen Zwecke nicht zu erreichen war ,
oder man gelangte dahin nur durch Ausübung eines direkten oder indi¬
rekten DrnckeS aus die Abstimmung einzelner Gemeinden , oder man hals
sich mit der einfachen Anordnung von öffentlichen Unternehmungen mit
Bestimmung des Beitragsverhältnisses , — wozu die geltende Gesetzgebung
nach ihrem oben angedeuteten Charakter berechtigt — oder endlich der
Staat und seine Gesetzgebung griffen selbst ein und übernahmen die un¬
mittelbare Sorge für Einrichtungen und Anstalten , die nur für einzelne
Bezirke des Landes von Interesse waren und daher bei einer zweck¬
mäßigen Organisation diesen selbst hätten überlassen werden können .
Nicht nur , um diesen Mißständen abzuhelfen , sondern als die
unumgängliche Vorbedingung der Durchführung des Grundsatzes
der Selbstverwaltung wird die Bildung von Kreisverbänden
vorgeschlagen , welchen als höheren Gemeinden mit korporativer Berechti¬
gung die Sorge für eine Reihe von gemeinsamen Angelegenheiten und
Interessen des Bezirks , worüber sie sich erstrecken , und der Bewohner der¬
selben zur selbständigen Besorgung durch selbstgewählte , auf konversativer
Grundlage ausgebaute , mit Elementen der bürgerlichen Verwaltung ge¬
mischte Vertretungen und Ausschüsse , unter Vorbehalt der ncthwendigen
Aussicht - rechte des Staates und der berechtigten Einflußnahme des letztern
aus den Gang der Beschlußfassung , zugewiesen werden sollen . Der Wir¬
kungskreis dieser KreiSverbände wird durch das Gesetz nach oben wie nach
unten mözlichstgenau abgegrenzt , umUebergriffen indaSGebut der allgemei¬
nen Staatsverwaltung und den Wirkungskreis der Ständeverjammlung ei¬
nerseits und in die nothwendige freiheitliche Sphäre der einzelnen Steuer¬
pflichtigen des Verbandes andererseits vorzudengen . Innerhalb dieser Gren¬
zen kann freilich z. Z . der Wirkungskreis der Kreisverbänd « mehr nur fakul¬
tativ bestimmt werden . Deniselben einen festeren Inhalt zu geben , bleibt Auf¬
gabe der nachsolgenden Revision der Spezialgesetzgebung über einzelne Ver¬
waltungszweige , wobei die Rücksicht auf die thunlichste Befestigung
und Stärkung jener Einrichtung maßgebend bleibt . Der Umfang der
Kreisverbände darf nicht zu klein gegriffen werden , damit dieselben mit
geistigen und materiellen Hilfsquellen zur Erfüllung ihrer Zwecke ge¬
hörig ausgerüstet seien , und auch wirklich eine größere Anzahl ge¬
meinsamer Interessen in ihrem Bezirke vereinigen oder darin auszu¬
bilden vermögen , deren Hervortreten andernfalls sofort wieder das Be¬
dürfniß nach Bildung weiterer umfassenderer Bezirke , erzeugen würde .
Es soll hiernach jeder Kreisvecband mehrere seitherige Amtsbezirke
umfassen , indessen nicht ausgeschlossen sein , daß die Gemeinden ein¬
zelner Amtsbezirke sich zur Förderung bestimmter gemeinsamer In¬
teressen , wo solche vorhanden sind , mit Vorbehalt der Verpflich¬
tungen gegen den Kreisverband zu einem engern Verbände zusam¬
menschlichen .

Die für die Verwaltung gemeinsamer Interessen gebildeten Kreise müs¬
sen keineswegs nothwendig zusammenfallen mit den Bezirken , innerhalb
welcher die Ausübung der RegierungSgrwalt in der untern In¬
stanz ihre räumliche Begrenzung findet . Die Gründe , welche für die
Bestimmung ^ deS Umfanges dieser Bezirke in - Gewicht fallen , sind

vielmehr theilweise gerade entgegengesetzter Art , wie die bei jenen
maßgebenden ; während nämlich bei den Kreisverbänden wie eben er¬

wähnt , ein größerer Umfang zweckmäßig erscheint , sprechen überwie¬

gende Gründe dafür , die Verwaltungsbezirke nicht über ihren seitheri¬
gen durchschnittlichen Umfang zu vergrößern . Bei einer Bevölkerung
von 1,360,000 Seelen kommen auf die dermaligen 64 Amtsbezirke
23,OM Einwohner und von 1779 Gemeinden . Kolonien und abge¬
sonderten Höfm ( wobei die aus mehreren Orten zusammengesetzten
Gemeinden nur einfach gerechnet sind ) 29 — 30 auf ein Amt . Soll

der Verwaltungsbeamte seine Aufgabe nicht blos von der Schreib¬
stube aus , sondern im lebendigen Verkehre mit den Bezrrksange -

hörigen lösen , und die nöthige Zeit zur gründlichen Verhandlung
der VerwaltungSstrcitigkeiten , zur Besorgung der Aufsicht auf das

Gemeinderechnungswesen und der polizeilichen Geschäfte behalten —

welch letztere durch Ueberweisung der Polizeistrafgewalt an die

Gerichte keine sehr erhebliche Verminderung erleiden , weil dem Po¬
lizeibeamten . immerhin die Voruntersuchung und der Strafantrag
verbleiben werden — so kann dessen Bezirk nicht wohl erheblich über
das oben angegebene durchschnittliche Maß ausgedehnt werden , zu¬
mal auch aus der Zuständigkeit der aufzuhebenden Kreisregierungen noch
Einzelnes den Aemlern zugewiesen werden muß und für diejenigen Be -

zirksdeamten , welche am Sitze der Kreiöbehörden angestellt sind , arks den
auf den Kreisverband bezüglichen Geschäften ein weiterer nicht unerheb¬
licher Zuwachs ihrer Ausgabe sich ergeben wird . Die Bertheilung der
Geschäfte unter zwei oder mehrere Beammte , welche bei größerem Umfang
der Aemter nothwendig wäre , ist aber überall , wo nicht kollegialische Be¬

handlung eintritt , als die Einheit der Leitung störend thunlichst
zu vermeiden . Wenn man im Ucbrigen auch von der durch Verminderung
der Aemterzahl unvermeidlichen Beeinträchtigung wichtiger und daher
mit thunlichster Schonung zu behandelnder ökonomischer Interessen ein¬

zelner dermaliger Amtssitze absehen wollte , so ist doch auf der andern
Seite die Ersparniß an Zeit und Kosten für die Bevölkerung eben
so wenig gering anzuschlagen , als die Vorzüge einer mehr aus
der Nähe geübten und darum auf genauerer Kenntniß der Ver¬
hältnisse und unmittelbarer Anschauung beruhenden Verwaltung . Es
ist daher die Absicht der großh . Regierung , die Amtsbezirke in ihrem seit¬
herigen Bestände im Wesentlichen beizubehalten .

In Betreff der Ausübung der Regierungsgewalt in den Bezirken muß
zunächst wohl abgesehen werden von dem Gedanken der klebertragung
sämmtlicher hieraus bezüglichen Funktionen an die ( vom Staat ernannten )
Organe der Selbstregierung . Eine solche Nachahmung der auf ganz ei-
genthümllchen , historisch begründeten Zuständen beruhenden englischen
Einrichtungen würde bei unser » durch einen ganz verschiedenen Entwick¬
lungsgang hindurch gegangenen Verhältnissen , welchen die Voraussetzun¬
gen jener Einrichtungen größtentheils abgehen , nicht durchsührbar sein .
Dagegen ist die Mitwirkung der tüchtigsten und durch ihre Einsicht
und ihren Gemeinsinn ausgezeichneten Männer der Bezirke unter der Lei¬
tung des ständig ausgestellten Staatsbeamten bei einer Reihe von staatlichen
Geschäften nicht nur eine berechtigte Forderung derZeil , sondern auch von dem
größten Nutzen jür das Vertrauen in die gerechte und umsichtige Handha¬
bung der öffentlichen Gewalt . Es kommt hierbei vor Allein in Betracht die
Entscheidung von Streitigkeiten des öffentlichen Rechts in der ersten
Instanz , welche seither Einzelbeamten übertragen war und nach dem
Vorschlag der Regierung in Zukunft einem aus den hiezu fähigsten
Männern des Bezirks zu bildenden und eben deßhalb nicht allzu
zahlreichen Kollegium , dem Amtsrathe unter Vorsitz des Verwal -
tungSbeamten zugewiesen werden soll.

Es ist hier sofort dem Einwurf zu begegnen , daß es nicht dem
Zweck entsprechend scheine , gerade die Entscheidung von Streitigkei¬
ten , wobei rechtliche Begriffe maßgebend sind , in die Hände von Män¬
nern zu legen , welchen in der Regel die zur Anwendung solcher Begriffe
erforderlichen Kenntnisse fehlen . Hiergegen ist darauf hinzuweiscn , daß
bei Verwaltungsstreiligkeiten die rechtliche Seite der Frage meist
sehr einfach liegt , und jedenfalls immer in Verbindung mit
der dem öffentlichen Interesse zugewandlen Absicht des Gesetzes
aufgefaßt werden muß und deßhalb von der natürlichen Einsicht
und dem gesunden Gefühl erfahrener Bürger mindestens eben
so gut , häufig sogar richtiger beantwortet werden wird , als von
den in einseitiger Auffassung von Rechtsbegriffen befangenen Ju¬
risten , welchen überdies keineswegs das Monopol rechtlicher Kenntnisse
zukommt ; sodann aber ist in Erwägung zu ziehen , daß die zur rich¬
tigen Beurtheilung der thatsächlichen Grundlagen erforderlichen Erfah¬
rungen imd Kenntnisse des öffentlichen , namentlich des Gemcinde -
lebens , welche bei Entscheidung von Verwaltungsstreitigkeiten ein sehr
bedeutsames Moment bilden , vorzugsweise in den Kreisen zu finden
sind , welche hier beigezogen werden sollen . Die kollegialische Behand¬
lung solcher Streitigkeiten gewährt für die unbefangene und allseitige
Erwägung der bestrittenen

'
Frage allbekannte Vorzüge ; es geht aber

nicht an , das zu solchen Entscheidungen berufene Kollegium mit lau¬
ter erfahrenen und zugleich rechtlich gebildeten Verwaltungsbeamtm zu
besetzen, und es führt daher schon die Unausführbarkeit einer andem
Einrichtung auf die vorgeschlagene , übrigens auch dem Gebiete der
bürgerlichen Justiz ( Geschwornengerichte , Schöffen - , Handelsgerichte )
nicht fremde Mitwirkung bürgerlicher Elemente hin , deren große
politische Vorthcile wir hierbei nicht einmal in Anschlag bringen
wollen .

Außer den öffentlich rechtlichen Streitigkeiten können an die Mit¬
wirkung der AmtSräthe noch manche Verwaltungshandlungen gebun¬
den werden , welche einerseits ihrer 'Natur nach die kollegialische Be¬
handlung ertragen , und bei welchen andererseits die lokale » Kenntnisse
und Erfahrungen von besonderem Nutzen find . Es sind dies meist
aus dem Aussichtsrechte deö Staates fließende Geschäfte , sowie allge¬
meine Anordnungen . Bon selbst versteht sich , daß auch bei allen
wichtigeren , das Interesse des Bezirks im Allgemeinen berührendm
Maßregeln der AmtSrath zum Beirath gezogen werden wird . Die
rein politische und polizeiliche Exekutive , welche rasches , kräftiges und
einheitliches Handeln erfordert , muß zwar in der Hand de« Staats -
verwallungSbeamten vereinigt bleiben , doch ist auch auf diesem Felde ,
insbesondere bei den polizeilichen Funktionen / die Mitwirkung der
Mitglieder der AmtSräthe als Einzelne möglich und von Nutzen ,
wie sie zugleich das Ansehen ihrer amtlichen Stellung wesentlich zu
erhöhen geeignet ist .

Von der Art der Behandlung der Geschäft « in dem Kollegium des
Amtsrathes wird eS theilweise abhängen , ob die bürgerlichen Mitglie¬
der zu einer mehr und mehr selbstthätigen Theilnahme daran heran¬
gezogen werdm , und es wird Aufgabe des Vollzug - sein , auf dieses
Ziel nach Kräften hinzuwirkeu . Die Ueberlassung der Vermittlung
und der Vorbereitung einzelner PerwältungSgeschäfte zur Entscheidung

an die bürgerlichen Mitglieder wird in dieser Beziehung von gutem
Erfolg sein .

Die Einrichtung von Kreisgemeinden mit eigener Verwaltung und
die veränderte Organisation der staatlichen Bezirk - Verwaltung bedingt
auch eine Modifikation in der Organisation und den» Wirkungskreise
der höhern Verwaltungsbehörden . Auch in der HLHcrn
Instanz muß der Grundsatz der Trennung der administrativ -richter¬
lichen Funktionen von der rein politischen Verwaltung und der staat¬
lichen Aufsicht zur Durchführung komme » . Die Vermischung jener
Zuständigkeiten bei einer und derselben Behörde , wie sie seither bei den
Kreisregierungen stattfand , ist bei deren großen inner « Verschieden¬
heit nach allen Seiten hin von nachtheiligen Folgen . Die politische
Verwaltung erfordert die kräftige Leitung eines von der ober¬
sten Staatsbehörde abhängigen und ihr verantwortlichen Einzel¬
beamten , dagegen die Anwendung des öffentlichen Rechtes auf
die beim Vollzug

'
der Verwaltungsgesetze im einzelnen Falle

entstehenden Streitigkeiten die reifliche Beralhung eines Kölle - '

giums von recht- gelehrten Verwaltungsbeamtm , deren ausschließ¬
liche Beschäftigung mit der Gesetzesanwendung bei gegenübersteheuden
Ansprüchen Einzelner eine wesentliche Garantie für die unparteiische
und nicht von Nebenrücksichten auf Forderungen staatlicher Zweckmäßig¬
keit geleitete Entscheidung bietet . Denn wenn auch Gesetzmäßigkeit
und Verwaltung nichts weniger als widersprechende Dinge sind , so ist
doch das freie Ermessen der letztern innerhalb der Schranken der Ge¬
setze ein so wichtiges Moment ihrer Thätigkeit , daß die Unbefangen¬
heit des rein politischen Verwaltungsbeamten — nicht nur im ein¬
zelnen Falle , wo vielleicht eine von ihm selbst ausgegangene Handlung
Veranlassung « der selbst Gegenstand des Streites ist, sondern auch im

Allgemeinen vermöge der ihm zur Hauptaufgabe gestellten und zur Ge¬
wohnheit gewordenen Berücksichtigung staatlicher Interessen — beein¬
trächtigt und demzufolge das Vertrauen in seine Entscheidung getrübt
wird .

Ist aber die Entscheidung administrativer Streitigkeiten schon in
der ersten Instanz einem Kollegium übertragen und die zweite in der
obenerwähnten , größere Gewähr für eine gerechte Entscheidung bieten¬
den Weise gebildet , so kann unbedenklich durch Fallenlassen der dritten
Instanz , welche seither noch bei ungleichförmigen Entscheidungen des
Amtes und der Kreisregierung zugelassen war , eine Verminderung der
Geschäfte und eine Abkürzung des Verfahrens bewirkt werdm .

Die Rekursfälle , welche seither die Kreisregierungm zu erledige »
hatten , und welche sich bei der verbesserten Einrichtung der ersten In¬
stanz voraussichtlich noch vermindern werden , sind nicht so zahlreich ,
daß sie Stoff für mehr als e i n e Rekursbehörde in der für solche Ent¬
scheidungen gebotenen Zusammensetzung von mindestens fünf Richtern ab¬
geben werden ; auch ist, da dieselbe nach dem Obigm die letzte Instanz
bilden wird , wegen der Einheit in der Anwendung der Grundsätze des öffent¬
lichen Rechtes die Einsetzung einer einzigen Behörde dieser Art für das
ganze Land wünschenswerth . Dem hiemach zu errichtenden Verwal¬
tungsgerichtshof oder Rekursgericht sollen alsdann noch einige
weitere Entscheidungen streitiger Verwaltungssachm , welche sich nicht
wohl für die AmtSräthe eignen , zugewiescn werden , worüber weiter
unten das Nähere zu bemerken ist .

Es könnte die Frage aufgeworfen werden , ob es mit dem öffent¬
lichen Wohl verträglich sei, dem zur Entscheidung reiner Verwaltung « ,
streitigkeiten berufeneil Rekursgerichte die gleich unabhängig ? Stellung
einzuräumen , wie sie den Gerichtshöfen de « bürgerlichen Rechte « zu¬
steht . Wenn der Entwurf von allen Beschränkungen ( Veto , Nichtig¬
keitsbeschwerde im öffentlichen Interesse u . dgl . ) in dieser Beziehung
abgesehm hat , so ging man dabei von der Erwägung aus , daß - -
abgesehm von dem kaum zu unterstellenden Falle , daß das RekurSge -
richt über klare und bestimmte Gesetze hinauszugehm versuchen wollte
— ein genügendes Mittel der Abhilfe gegenüber von , d ?n> öffent¬
lichen Wohl und dem Geiste der herrschenden Verwaltung widerspre¬
chenden Entscheidungen diese« Gerichtes in der Erlassung authentischer
Jnterprelationm der bestehenden oder Hervorrufung entsprechender
neuer gesetzlicher Bestimmungen auf verfassungsmäßigem Wege ( in
dringenden Fällen durch Provisorien ) gegeben sei.

Nach Ueberweisung des größten Theils der seitherigen Geschäfte der
Kreisregierungen an andere Behörden , nämlich der Rekurse in Ver -

waltungsstreitsachcn an das RekurSgcricht , der Polizeistraf - Rekurse
an die Gerichte und eine« Theiles der ihnen seither obgelegenm Pflege
von öffentlichen Interessen an die selbständigen Kreisverbände , kann
die gänzliche Aufhebung der ebenerwähnten Mittelbehördm nicht wohl
mehr fraglich sein . Die hierdurch noch herrenlos werdenden sonstigen
Geschäfte derselbm betreffen vorzugsweise die politische Verwaltung ,
die Konlrvle der Bezirksbeamten und die mittelbare Aufsicht auf den
Gemeindehaushalt , sodann die Verwaltung gewisser Staatsanstalten
und das Rechnungswesen der Amtskaffcn und weltlichen Stiftungen .
Die zuletzt erwähnten Geschäfte eignen sich für eine Zentralverwal -

tungSbehörde , welche dem Ministerium des Innern unterstehend mit
der Bezeichnung Verwaltungshof zu errichten vorgeschlagen
wird . Für die Geschäfte der politischen Verwaltung , der Kon -

trole über die Bezirksbeamten und für die Aussicht auf den
Gemeinde - und Kreishaushalt bedarf es dagegen bei der Größe
unseres Landes keiner mittleren Instanz , vielmehr können die¬

selben ganz zweckmäßig in den Geschäftskreis des Ministerium «

des Innern übernommen werden , welches so in den Stand ge¬
setzt wird , eine eindringlichere , nicht durch Zwischenglieder gehemmte
oder abgeschwächte Einwirkung auf den Gang der Verwaltung

zu üben , und durch unmittelbare Anschauung seiner Mitglieder
und Kommissäre von dem Vollzug und der Wirksanikeit der Gesetze
und der erlassmen Anordnungen Kenntniß zu nehmen . Die häufige
Untersuchung der öffentlichen Zustände und der Dienstführung der

Erckutivbeamten an Ort und Stelle , die persönliche Prüfung und Be¬

seitigung von Beschwerden und Mißständen / sowie das unmittelbar

nachhelfende Eingreifen der höhern Organe ist eine so wichtige Auf¬

gabe einer gutm Verwaltung , daß es unerläßlich scheint , mehrere Mit¬

glieder de - Ministerium - auszustellen , welchen die Erfüllung dieser

Aufgabe für gewisse , ihnen zur besonder »! Obsorge zugewiesene Lan -

desbezirke eigen - aufgetragen wird . Diese Mitglieder des Ministeriums

( LandeSkommissäre ) würden sowohl wegen der genaueren Kenntniß

ihre « Bezirkes , als auch weil es angemessen und von politischem Vor¬

theil ist, daß die Staatsregierung in den größer » Städten des Landes

durch höhere Beamte vertreten sei , in ihren Bezirken Wohnsitz nehmen ,

im Uebrigm aber im Ministerium über ihre Thätigkeit und die zu

erlassenden Anordnungen Vortrag zu erstatten haben .
"

Verantwortlicher Redakteur :
vr. I . Hern». Kroenlein .



Gemeinde Blansingen . Bezirksamt Lörrach .
Oeffentliche Mahnung

zur Eriuneruiic ; von Grund und Unterpfandbnchs - Einträgen .
Z.r .780 . Blansingen , Auf Grund de- Gesetze» vom 5 . Juni 1860 , RegS . -Bl . Nr . 30 , werden die in nachstehendem Verzeichnisse genannlen Gläubiger oder deren RecktSnachfolger aufgesordert , dir 5e-

relchnelen Einträge von Vorzug » - und Unterpfandsrechten , wenn solche noch Giltigkeit haben , binnen sechs Monaten erneuern zu lassen , widrigenfalls die Einträge » ach Art . 4 des erwähnten Ge -
letzes gestrichen würden .

Der Rechtsgrund der in nachstehendem Verzeichnisse angegebenen Forderungen , welche in das Unterpfandsbuch eingetragen sind , besteht in bedungenen Unterpfandsrechten , und der Rechl »grund der in das Gründ¬
est , eingetragenen Forderungen in dem gesetzlichen Vorzugsrecht des Verkäufers , insofern nicht bei einzelnen Einträgen etwas Andere « bemerkt ist.

Blansingen , im Dezember 1862 .
Das Pfandgericht : > Der Bereinigungs -Kommissär :

Drüssel , Bürgermeister . L . Seltenreick .

Des Eintrag «

Datum . : cite .

Nameu , Stand und Wohnort
des Schuldners

und seiner Rechtsnachfolger .

Namen , Stand und Wohnort
des Gläubigers

und seiner Rechtsnachfolger .

Betrag
der

Forderung

fl - kr.
I . Einträge im Pfandbuch der Gemeinde Blansingen , Band I .

gl . Nov,
26 , Nov.

27 . Nov .

ls28 43
133

166 -
. 69
174 -

75
219 -
22

255 —
63

273 -
74

Johann Georg Lüdin von hier
Hans Jerg Hügiu 's Kinder hier

Wilhelm Hirneisen , Hufschmied Ehe¬
leute hier

Die Gemeine Kleinkems

Die Sebastian Hertlin ' sche Wittib
und ihre Kinder von hier

Johannes Häberlin , alt , Stabhaller
von Kleinkems

Andreas Krebsen Ehefrau hier

Israel Vieler von Müllheim
Johannes Brödlin 's Wittib von hier
Joh . Gg . Grether von Lörrach
Weimer , Adlerwirth von da
Tietholer , alt Vogt von Winters¬

weiler
Hans Müller ' s Wittib von hier
Emanuel Maier von Müllheini
Scheyer , Vogt von hier
EliaS Bloch von Kirchen
Pfarrer Albrecht als Verrechner des

Blairsinger Pfarrwittwenstifts
Pfarrer Peter Stächelin von Laufen ,

Kantons Basel
Alt Direktor Falkner von Basel

78

2096

124

800

400

Joh . Konrad Müller , Vnst . Oberst - 1600
lieutenant in Basel

Schwanenwirth Kallmüller von Müll - 119
heim

20

18

34

II . Einträge im Pfandbuch der Gemeinde Blansingen , Band II

14 . Nov . - 93 Friedrich Grether und Wilhelm Horn - Die Kreditoren des alt Johannes 131 36
eisen von hier Moriz von Welmlingen

3. Jan . 1829 95 Johann Georg Häberlin von Klein - Herr » Obrist Müller Best zu Basel , 162 —
kein« Bürgschaft

, 2. Mai 1830 162 Mathias Schachmeier von hier Joh . Jakob Grether von Eimel - 29 —
dingen

22 . Febr . 1831 208 Peter Keiser , nieder , hier Die Gantmasse des jung Martin 8 —
s Johann Müller hier Krieg von Welmlingen 2 —

3 . Okt . - 228 Magdalena Hosmann , Friedrich Johann Jakob Hosmann von hier 500 —
Schaulins Ehefrau hier

HI . Einträge im Pfandbuch der Gemeinde Blansingen , Band III L
24 . Febr . 1746 1 - 2 Hans Schuhmacher , hiesiger Bürger , HanS Wirth 's Eheleute , Müller aus 130

Eheleute der Felsenmühle
4 . April 1747 3 Jakob Krebs Eheleute , Bürger und Maria Barbara Hauben » , geb . Hes - 50 —

Inwohner hier sin , als Psarrerin zu Efringen
4 - 5 Bernhard Löffel's Eheleute von hier dto . 50 —

3 . Febr . 1749 5- 6 Id . Enderlin , Bürger und Meister Christoph Geinpp von Schallbach 200 —
des Küferhandwerks dahier

28 . Febr . - ü - 7 Marsin Ziegler , Bürger dahier , Ehe - EliaS Heber , als Vogtmann der Frau 300 —
lenke Landvogt Beckin Erben in Basel

ö . März - 8 - 9 Joh . Balthasar Denzer , Bürger und Rechnungsralh Einnehmer Metz von 100 —
Inwohner dahier Lörrach

24 . Nov . - 9 - 10 Johannes Frei Eheleute , bürgerliche Israel Ludwig Gebhard , Pfarrer 50 —
Inwohner dahier dahier

6 , Juli 1751 11 - Maria , eine geborene Bierlanf , Leon - Oie Pfarrers und Seniors Kümmich 47 —
12 hard Löfsel's Ehefrau dahier zu Tannenkirch hinterlassene Kinder

20. April 1752 12 Jung Jb . Enderlin , bürgerlicher Zfarrer Gg . Balthasar Treutel zu 150 —
13 Inwohner dahier Efringen

S3 . Dez . 1751 13 Stephan Meier , bürgerl . Inwohner Ursula Güttin von ? 400 —
14 hahier

15 . Jan . 1753 15 Georg Enderlin 's Eheleute , bürgerl . Joh . Steinhäusler in Basel 400 —
16 Inwohner dahier

6 . März - 17 - Martin Ziegler Eheleute , bürgerl . Dorothea Balhierin, ' geborne Ber - 125 —

18 Inwohner dahier nolli » in Basel
S6. Jan , 1754 13 - Erhard Veiler , Bürger und Ein - Johann Bernhard Müller , Wittib 1600 —

22 wohnet dahier von ?
12 . Auq . - Ä - Daniel Sieglest , Bürger , Eheleute in Pfarrer Salons z» Kirchen 40 —

23 Kleinkems
18 . Mai - 23 - Hans Martin Eheleute , bürgerl . David Garmann , Pfarrer in Hasel 150 —

24 Inwohner dahier
1. April 1755 24 - Hans Hagins Eheleute , Bürger da - Frau Ursula Lotzin in Basel 100 —

26 hier
15. Febr . - 26 - Johannes Frank Eheleute , kürzer - Pfarrer Treutel zu Efringen 165 —

28 tiche Einwohner dahier
15 . Jan . 1753 23 - Kaspar Enderlin 's Eheleute , Bürger Joh . Erhard Steinhäuser in Basel 400 -

31 all hier
13 . Jan . 1756 31 - Sebastian Bick Eheleute dahier Nikolaus Erben in Basel 410 —

16 . Dez . »
35
35 - Martin Ziegler

'« Eheleute , Bürge , Frohnverwalter Hartmann in Lör - 100
37 dahier rach

12 . April 1757 37 - Hans Martin Eheleute , Bürger da - Pfarrer Treuiei ' s Wittib in Efringen 50 —
38 hier

21 . Okt . - 39 - Simon Meier Eheleute , bürgerliche Pfarrer Sartorius in Kirchen 189 -—
40 Einwohner dahier

12 . Dez . - 40 - Alt Konrad Rothburger , Bürger und Heinrich Schaublin von ? 125 —
41 Wittwer dahier

10 . Mai - 41 - Maria Hügenen , Mathias Stöckli » '« Abraham Keller , Notar ! und Amt - 25d 13
42 Ehefrau von hier mann in Basel

23 . Febr . 1758 42 - Kasper Enderlin 's Eheleute , kürzer - Joh . Erhard Steinhäuser in Basel 505 -
45 lich dahier

Des Eintrags Namen , Stand und Wohnort
des Schuldners

Namen , Stand und Wohnort
des Gläubigers

Betrag
der

Datum . Seite .
und seiner Rechtsnachfolger . und seiner Rechtsnachfolger . Forderung .

11 . März 1758 45 -
46

Lorenz Enderlin 's Eheleute , bürger¬
lich dahier

Johann Brandmüller Wittib in
Basel

K
258

3 . Juni 1757 46 -
48

HanS Kallmann , Jergen Sohn , Bür¬
ger und Wittwer von Blansingen

Ursula und Magdalena Bulackerin
in Basel

800 —

22 . Mai 1759 49 -
50

Frau Pfarrer Hanberin , Maria
Agatha , hier

Frau Widemännin in Basel 200 —

13 . Dez . - 50 -
51
52 -
54
54 —
55

Balthasar Meier Eheleute hier Christian Polter zu Winter - weiter 200 —

26 . März 1760 Melcher Ernst Eheleute von hier Joh . Jakob Hasch in Basel 150 —

10 . Mai 1762 Kunigunda Meierin , bürgerliche Ein¬
wohnerin hier

Jungfer Meierin in Basel 166 —

5. Mai 1761 56 -
58

Johannes Frank Eheleute , bürger¬
liche Einwohner dahier

Frau Pfarrer Treutlin in Efringen 420 —

6 . Nov . 1762 58 —
60

Hans Jerg Kaisers Eheleute hier Nikolaus Herfen Wittib in Basel 300 —

6 . April 1763 60 -
61

Hans Kammüller , Bürger und
Schneider ' s Eheleute dahier

Joh . Erhard Steinhäuser daselbst 50 —

? - 61 -
65

Konrad Denzer 's Eheleute , bürgerlich
dahier

Johann Basler in ? 1400 —

27 . Nov . 1764 65 —
66

Hans Erler Eheleute , Bürger in Nikolaus Blankenborn in Efringen 250 —

19 . Febr . 1770 67 -
68

Martin Krieg Eheleute hier Heinrich Gugelmann , Küsermeister in
Basel

300
fl - kr.

16 . Juni 1772 68
70

Georg
'
Endcrlin , der Meier , Eheleute

hier
Das fürstliche Stift und Gotteshaus

St . Blasien
400 —

16 . April - 70 -
71

Jakob Leonhard , Zimmermann , Ehe¬
leute dahier

Johann Georg Meier von Hügel¬
heim

35 —

29 . April 1813 71 -
72

Johannes Hertli » Eheleute von hier Madam Katharina Rosalia Raussau ,
geborne Bannert von Chattenois
im niederrheinischen Departement ,
dermalen in Basel

1200

16 . Mai 1820 73 Bart . Fuchs , Rebmann , Eheleute
von Kleinkems

Freiherr von Landenberg in Säckin -
gen

100 —

8 . April 1824 73 -
74

Johannes Lang hier Samuel Wahl von Basel 125 58

16 . Mai 1827 74 - Gottfried Haag Eheleute in Klein - Der evangel . Pfarrwittwenfiskus der 200
76 kems Diözese Lörrach in Weil K'

:29 . Dez . 1764 77 Martin Ziegler , Bürger dahier

IV . Einträge im Grundbuch der

Das Pfarrwittwenstift ?

Gemeinde Blansingen , Band I .

50

fl.
115

kr.
? 1965 Beter Kaiser , der obere , von bier Hs . Jerg Barth von Egrinqen

.26 . April 1814 229 -
230

Wilhelm Hirneisen hier Hans Tscherter , Bürger in Nieder -
eggenen

34 34

, 230 dto . dto . 28 —
15 . Okt . 1820 289 Johann Jakob Gisin hier Die Gantmasse de- Johann Gg . Rei¬

niger von Welmlingen
22 —

22 . Mai 1824 3625 Johann Gg . Hügin , Bürger dahier Magdalena Hügin , Ehefrau des
Friedrich Tscherter in Niederegqcnm

225 —

5 . Juli - 367 Johann Langen Ehefrau , Katharina
Schwalb hier

Die Unterpfand - gläubiger des Joh .
Lang hier , als :

20 - -

i - 3685 Friedrich Brödlin von Röttlerweiler Samuel Wabl von Basel ( die übri - 50
* Johann Langen Ehefrau , Katharina

Schwalb hier
gen speziell aufgefordert ) 40 —

369 Oberbürgermeister Grether von Lör¬
rach

102 —

3695
Johannes Storz hier
Joh . Jakob Gisin hier

V . Einträge im Grundbuch ber Gemeinde Blansingen , Band ll .

104

18 . April 1826 9 Pfarrer Engler hier >Jvh . Gg . Grether , Bäck von hier 8
: 7 . März 1827 k>05 Joh . Gg . Schmidlin von Tannen¬

kirch
Kunigunde Siegin von Tannenkirch ,

geehelichte Felir Baumann in Hir -
zel, Kanton Zürich in der Schweiz

10

7 . Nvv . - 66 Franz Joseph Wohlschlag von Bam -
lach

Joh . Jb . Vogelbachs Wittib hier

Raphael Zwi in Müllheini 20 —

! 21 . Juni 1828 89 Die Gantmasse der Martin Miind -
weiler '

schen Wittib dahier
33 —

3 , Sepl . » 915 Jakob Fuchs von Kleinkems Theresia Fuchs von Kleinlindau im
Elsaß

Marlin Mundweiler , Bürger in
Sitzenkirch

37 —

! 12 . Jan . 1829 97d Johann Georg Bauer , Küfer biei 80

! 24 . März - 100 Die Pfarrei Blansingen Pfarrer Engler in Meisenheim 31 52
i 8 . Sepl . - 122 Friedrich Eichacker hier Joh . Jakob Eichacker , Bürger in

Buggingen
26 —

, r dto . dto . 10
3 . April 1830 148 Frau Vogelbach dahier Die Joh . Georg Baldermann 'scke

Gantmasse dahier
61 30

1485 dto . dto . 148 —
) , 1505 dto . dto . 130 _
! 17 . Mai - 1555 Johann Jakob Gisin hier Joseph Meier von Müllheim 20
! 10 . Dez . 1831 1905 Friedrich Meier hier ( Rudolf Peter hier , resp . dessen 6
> - 191 Georg Baldermann hier s Gläubiger 1 40
! I 1915 Leonhard Drüssel hier dto. 4 15

Z .t .54 . Nr . 1015 . Ewattingen . ( Erbvvr -
ladung .) Zur Erbschaft der im Jahr 1862 verstor¬
benen Anna Maria Meier , geb . Pfeiffer , von
Ewattingen ist in Ermanglung sonstiger Erbberechtig¬
ten deren natürliche Tochter Ursula Ebenberger ,
geboren im Oktober 1810 , gesetzlich berufen .
, Liese Tochter der Erblasserin , die sich schon seit

enier Reihe von Jahren in Frankreich aufhallen soll ,
oder die rechtmäßigen Abkömmlinge derselben , deren
Vorhandensein und Aufenthalt durch die angestellten
Kundschastserhedunge » seither nicht crmitlelt werden
konnte , werden nun zur Empfangnahme der noch in
ea . 60 fl . bestehenden Verlassenschastsmasse mit Frist
dvn drei Monaten
unter den, Bemerken anher vorgeladeu , daß , falls keine
Anmeldung während dieser Zeit erfolgen würde , das
ul.o ledig zu betrachtende Erbe dem großh . Fiskus auf
iklnen Antrag zugewiesen werden müßte .

Benndorf , den 7 . Februar 1863 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

Stuhl .
Z -t .25 . Nr . 529 . Erdmannsweiler . ( Erb -

vvrladung . ) Zur Verlassenschaft des am 2l . No -
oember v . I . zu Erdmannsweiler verlebten Mathias
Burgbacher , alt Lcibgedinger von Burgberg , ist des-
>en Sohn Andreas , welcher vor mehreren Jahren
nach Amerika ausgewaudert ist , als Erbe berufen , des¬
sen AusenchzllgoN dahier unbekannt ist , weßhalb der -
Uibe » ndurch ausgefordert wird , sich von heute an

b i n n e n d r e i M v n a t e n
entweder selbst oder durch einen gehörig Bevvllmäch -
" Alen dahier zu melden und sein Erbtheil in Empfang

zu nehmen , andernfalls derselbe Denjenigen zugetheilt
würde , welchen er zukäme , wenn der Vorgeladene zur
Zeit des Erbanfalls gar nicht mehr am Leben gewesen
wäre .

Villingen , den 11 . Februar 1863 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

H ö s e r .
Z . t .71 . Nr . 1196 . Breisach . ( Erbvorla¬

dung .) Landwirth Christian Großklaus von
Jhringcn , welcher sich im Jahr 1856 heimlich entfernt
hat , ist auf das am 25 . November 1862 erfolgte Ab¬
leben seines Vaters , des Landwirth « Georg Friedrich
Großklaus von Jhringen , zur Erbschaft mitberufen .

Derselbe wird hiermit , weil sein Aufenthaltsort dies¬
seits nicht bekannt ist, aufgesordert ,

binnen drei Monaten
zur Empfangnahme seines ErbantheileS persönlich
oder durch einen gehörig Bevollmächtigten um so ge¬
wisser dahier sich anzumelden , als sonst die Erbschaft
lediglich Denjenigen zugetheilt wird , welchen sie zu -
käme , wenn er , der Vorgcladene , zur Zeit des Erban¬
falls nicht mehr gelebt hätte .

Breisach , den 12 . Februar 1863 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

Schlachter .
Z . t . 118 . Nr . 848 . Baden . ( Erbvorladnng .)

In Folge Ablebens der dahier in einem Alter von 73
Jahren gestorbenen ledigen

Franziska Ehinger von Beuern
sind ihre Schwester Euphrosine , geborne Ehinger ,
Wittwe des Alois Schindler von Beuern , und even¬
tuell deren Kinder Blandine Schindler , Eheftau

de« Ferdinand Bühl er , und Balbine Schindler ,
ledig , welche zusammen vor ungefähr 10 Jahren nach
Amerika ausgewandert sind , durch das Gesetz als Er¬
ben des hälftigen Vermvgensnachlasses der verlebten
Franziska Ehinger berufen .

Da der Aufenthaltsort der genannten gesetzlichen
Erben nicht bekannt ist , so werden dieselben oder ihre
ehelichen Abkömmlinge aufgesordert ,

binnen drei Monaten ,
von heute an , sich bei der unterfertigten TheilungSbe -
hörde anzumelden , andernfalls die Erbschaft lediglich
Denjenigen würde zugetheilt werden , welchen sie zu -
käme, wenn die hiermit Vorgeladenen zur Zeit des
ErbanfallS nicht mehr am Leben gewesen wären .

Baden , den 13 . Februar 1863 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

Grimm .
B u ch, Assistent .

Z . t .101 . Nr . 562 . Gernsbach . ( Erb Vorla¬

dung . ) Philippine Hosfmann , geehelichte N . Bu -

iard , und Philipp Hoffmann , Beide au « Kirn ,
Regierungsbezirk - Koblenz . Kreis Kreuznach in Rhein -

preutzen , gebürtig , sind zur Erbschaft ihrer dahier ver¬
storbenen Schwester Katharina Langenb ach , geborne
Hofsmann , gewesenen Ehefrau des Bürgers und
Schneidermeister « Karl Langenbach in Gernsbach ,
berufen .

Da deren Aufenthaltsort unbekannt ist, so werden
dieselben hiermit aufgesordert , sich zur Erbtheilung

binnen drei Monaten
dahier anzumelden , widrigenfalls die Erbschaft ledig¬
lich Denjenigen zusallen würde , welchen sie zukäme ,

wen » die Vorgeladenen zur Zeit des Erbanfall « nicht
mehr am Leben gewesen wären .

Gernsbach , den 12 . Februar 1863 .
Großh . bad . AmtSrevisorat .

V o l l r a t h.
rät . E . Gärtner , Notar .

Z . t .75 . Nr . 1471 . Heidelberg . ( Erbvor¬
ladung .) Dem Martin Hvrmuth , ledigen und
großjährigen Schisser von hier , welcher sich im Novem¬
ber v . I . von hier entfern , hat und dessen Aufent¬
haltsort unbekannt ist, winde auf da « am 6 . Dezember
v . I . erfolgte Ableben seines Vater « Jakob Hor -
w u lh . gewesenen Burgers und Cchiffmanns dahier ,
eine Erbschaft eröffnet , und wird derselbe hiermit aus -
gesordert , sich zur Geltendmachung seiner Erbansprüche

binnen drei Monaten
bei diesseitiger Stelle zu nielden , widrigenfalls der
Nachlaß lediglich Denen würde zugetheilt werden , wel¬
chen er zukäme , wen » der Vorgeladene zur Zeit de«
Erbanfalls nicht mehr am Leben gewesen wäre .

Heidelberg , den 12 . Februar 1863 .
Großh . bad . Amtsrevisorat .

Wolf . Fischer .
Z . S.905 . Nr . 1100 . Kork . ( Aufforderungs -

z » rück nähme .) Unsere Aufforderung vom 20 . De¬
zember v . I . , Nr . 116, wird bezüglich de« Herrmann
Joseph Kemps von Stadt Kehl zurückgenommen ,
da sich inzwischen ergeben hat , daß derselbe mit
StaatSgenehmigung ausgewaudert ist .

Kork ) den 9 . Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt .

Frech .



zur Erneuerung der Grund - und Unlerpftindseinträge in der Gemeinde Anerbach , Amts Mvsbach .Z .r 927 Auerbach . Auf Grund des Gesetze« vom 5 . Juni I3M ( Reg . - Bl . Nr . 30 ) werden die in nachstehendem Verzeichnisse genannten Gläubiger oder deren Rechtsnachfolger ausgefvcdert , diebezeichnet » ! Einträge von Vorzugs - und Unterpfandsrechten , wenn solche noch Giltigkeit haben , binnen sechs Monaten erneuern zu lassen , widrigenfalls die Einträge nach Art . 4 des erwähnten Gesetzes ae-strichen würden .
Der Rechtsgrund der in nachstehendem Verzeichnisse angegebenen Forderungen , welche in das Unterpsandsbuch eingetragen sind , besteht in bedungenen Unterpfandsrechten , und der Rechtsgrund der in das Grund¬buch eingetragenen Forderungen in dein gesetzlichen Vorzugsrechte des Verkäufers , sofern nicht bei einzelnen Einträgen etwas Anderes bemerkt ist.Auerbach , den 14 . Januar 1863 .

Das Psandgericht . Der Bereinigungs -Kommissär :Wagner , Bürgermeister .
_ Gebhard , Rathschreiber . _ _

Des Eintrags Namen , Stand und Wohnort Namen , Stand und Wohnort Betragdes Schuldners des Gläubigers der
Datum . Seite .

und seiner Rechtsnachfolger . und seiner Rechtsnachfolger . Forderung .

I. Einträge im 6Grundbuch Baud 1.
st - kr.

25 . Jan . 13l3 221 Jak . Ludwig hier mit 27 Konsorten Jakob Wagner zu Adelsheim 16308 . Dez . 1814 225 Martin Ludwig hier mit 15 Kons . Johann Adam Baier zu Diedesheim 419 41228 Martin Ludwig hier mit 35 Kons . Eva Margaretha Ludwigs Erben hier 905 388 . Febr . 1817 234 Johann Stephan Ludwig hier mit Johann Adam Giniber hier 1382 30
30 Kons .

- 239 Anton Gimber hier mit 18 Kons . Johannes Gimber hier 843 5716 . Sept . - 242 Georg Kühner hier mit 40 Kons . Bernhard Benders Gantmasse bier 2004 5918 . Dez . - 248 Martin Ludwig hier mit 16 Kons . Stephan Eisler hier 767 3616 . Aug . 1818 250 Christian Wagner hier mit 11 Kons . Almosenfond zu Lohrbach und Fah - 77 —

Christian Schneider hier mit 20
renbach

29 . Dez . - 252 Peter Löchert von Eberbach 420 48

9 . Febr . 1819
Konsorten

256 Martin Wolf hier mit 15 Kons . Stephan Eisler , Baumwirih bier 810 5010 . Febr . - 259 Johannes Ehret hier mit 29 Kons . Andreas Frei hier 1155 2918 . März - 264 Martin Ludwig hier mit 7 Kons . Balz Heck hier 356 bb- 266 Jak . Kelber hier mit 11 Kons . Georg Adam Wagner hier
Peter Eckert« Wittwe hier

1116 5522 . März - 269 Martin Ehret hier mit 31 Kons . 738 213 . März 1820 274 Peter Kiefer hier mit 28 Kons . Adam Wieder hier 893 30
II . Einträge im Grundbuch Band II .

13 . April 1824 4 Martin Herkel , alt , hier mit 13 Marlin Herkel , jung , hier 264 8
14 . April -

Kons .
9 Vogt Hillcngaß mit 16 Kons . Martin Ludwig , Stephan Sobn bier 474 9- 15 Michael Ludwig hier Martin Freihöser hier 23 —- 16 Stephan Ludwig hier mit 3 Kons . Andreas Frei Gantmasse hier 250 —

16 . Febr . 1825 17 Hyazint Schäfers Eheleute hier Abraham Löb, Kaufmann von Eber¬
stadt

Jakob Ludwig hier

200 —

18 . Mai - 28 Andreas Wagner hier mit 10 Kons . 489
8 . Juli - 36 Jakob Kelber hier mit 27 Kons . Michael Budenbender zu RitterSbach 769 34

10 . Okt . - 48 Jakob Hillcngaß hier Andreas Kerber von RitterSbach 60 —
20 . Mai 1826 51 Christian Schneider hier mit 18 Frau Försterin Verbaß von Mvn - 796 41

Kons . brunn
- 59 Franz Jos . Spät hier mit 4 Kons . Balthasar Heck hier 150 3529 . Juli 63 Martin Herkel hier Michael Ludwig hier 339 —

21 . Nov . - 74 Schäfer Marx Fittler hier mit 3 Balthasar Heck hier 4b 3
Kons .

8 . März 1827 80 Andreas Maier hier Balthasar Kiefers Eheleute hier 49 —
17 . März - 82 Michael Grämlich hier Kanouikus Pleul in Mannheim 131 30
22 . Dez . - 94 Andreas Frei von hier Wolfgang Haag in RitterSbach 116 —
10 . Juli 1828 113 Andreas Bansbach hier Peter Horn hier 160 —

5 . Jan . 1829 122 Georg Martin Ehret hier mit 6 Marlin Ludwig hier 746 —
Kons .

14 . Jan . - 125 Jakob Edelmann hier mit 16 Kons . Isaak Hahn von Billiqheim 247 46s 129 Jakob Kausmann hier mit 16 Kons . Martin Freihösers Wittwe hier 329 30
26 . März - 136 Martin Ehret , alt , hier mit 4 Kons .

Jakob Walter hier
Peter Löchert von Eberbach 242 30

28 . April - 137 Hyazint Schäfer hier 16 —
140 Georg Adam Wagner , jung , hier Valentin Blochingers Ganlmasse hier 536 —

mit 11 Kons .
11 . Juli - 146 Christian Schneider hier m . 1 Kons . Johann Georg Wagner , jung , hier 316 —
17 . Febr . 1830 169 Andreas Maier hier Franz Stelz von RitterSbach 36 —
27 . Febr . - 182 Peter Ehrmann hier m . 15 Kens . Andreas Gerlach von Sulzbach 565 5118 . März - 188 Jakob Edelmann hier Andreas Herkel hier 15 —
14 . Mai - 192 Georg Grämlich hier Abraham Löb Kausmann von Mos - 19 —

Georg Adam Wagner hier mit 4
bach

28 . Okt . - 194 Val . Blochingers Gantmasse hier 100 45
Kons .

18 . Dez . - 207 Georg Adam Ludwig hier mit 14 Pfarrer Eggli zu Ziegelhausen 381 5
Kons .

10 . Febr . 1831 212 Martin Bauer , ledig , hier mit 25 Georg Adam Bauers Relikten hier 390 14
Kons .

18 . März - 221 Georg Adam Wagner , Rentmeister Stephan Eislers Gantmasse hier 2527 12
hier mit 10 Kons .

7 . April - 225 Felix Eisler hier mit 26 Kons . Mart . Ludw . u . Rosina Weber hier 684 46

Des Eintrags Namen , Stand und Wohnort Namen , Stand und Wohnort Betragdes Schuldners des Gläubigers der
Datum . Seite .

und seiner Rechtsnachfolger . und seiner Rechtsnachfolger . Forderung .

27 . Mai 1831 238 Jakob Wagner hier mit 5 Genossen Johannes Ehret hier
fl -
159

kr .
389 . April 1832 269 Jakob Wagners Wittwe hier mit Valentin Reichert von Ceckach 754

15 . Juni - 278
21 Genossen

Jakob Ludwig , Vaumwirlh hier Steph . EiflerS Obtigationsgläubiger 1550 -

III . Einträge im Unterpfandsbuch Band I .
19 . Juli 1817 311 Georg Adam Reinunuth hier Georg Adam Frei von Oberschefs -

lenr
100 —

IV . Einträge im Unterpfandsbuch Band II .
10 . Juni 1818 14 Georg Adam Eisler hier Georg Adam EiflerS Kinder hier . 189 —

12 . Mai 1820 46 Gesetzliches Vorzugsrecht .
Georg Bauer , Zimmermeister hier Nathan Joseph Oppenheimer von — —

Unbekannt BLdiqheim
51 Balz Heck hier Wolfard Gugler , woher , unbekannt 160 —1 . Mai 1820 54 Georg Bauers Kinder hier Georg Grüne,iwald hier 92 —10 . Okt . 1821 84 Andreas Baier hier Martin Heck hier . Vorzugsrecht 125 —1 . März 1822

30 . Mai 1823

85 Franz Joseph Herrmanu hier Mortes , Kreisinspektionsingenieur
zu Spcier

600 —

106 Felix Eisler hier Andreas Angelloch hier 899 50- 107 Andreas Edelmann hier Peter Kiefer hier 672 22- 103 Johann Georg Kühner hier Rosina Kühner hier 352 3721 . Juli - 136 Georg Adam Wagners Kinder hier Felix Baunachs Wwe . in Mvsbach 2089 55
19 . Nov . -

mit 9 Genossen
168 Franz Joseph Herrmann hier Bernard Mördes in Mannheim 300 —3 . Marz 1824 233 Franz Joseph Walter hier Zollberciters Wwe . Scodi in Mann - 112 —

25 . Mai - heim
255 Felix Wagner hier Frau Gräfin Friederike Philippine 500 —

29 . Mai -
von Lchnbach in Weinheini261 Andreas Frei hier Peter Noe '

sche Kinder in Heiders¬
bach

Jakob Stadler in Mosbach

130 —

5 . Okt . - 270 Michael Ehret hier 4523 . Sept . 1826 391 Marlin Ludwig hier Andreas Ludwig hier 150 —15 . Dez . - 408 Franz Heck hier Balthasar Kieser '
sche Eheleute bier 50 —- 412 Andreas Bansbach hier Dorothea Bundschuh hier 15 —24 . Jan . 1827 417 Martin Ludwig hier Peter Ehrmanns Wittwe hier 32 574 . April - 432 Jakob Wagner hier Gottfried Wittmann in Unterscheff -

lenr
30 17

V . Einträge im Unterpfandsbuch Band III .
22 . Aug . 1827 64 Felix Letzguß hier Louise Kopp

'
sche Pflegschaft zu Dallau 130

19 . Okt . - 83 Stephan Eisler hier Verbaß Wtttwe hier 114 50- 84 Valentin Blochingers Wittwe hier Pfarrer Kirchenrath vr . Reimold in 66 —
Wiesloch

9 . April 1328 107 Stephan Eisler hier Maria Anna Verbaß Wittwe in 462 —
Monbrunn

24 . April - 110 Valentin Blochingers Wittwe hier Kirchenrath Reimold zu Wiesloch 66 —
12 . Aug . - 140 Johannes Ehret hier Pfarrer Eggli zu Ziegelhausen 700 —
28 . Okt . - 155 Georg Adam Liebigs Wittwe hier Anton R 00S von Mückenthal 200 —
18 . Febr . 1829 178 Andreas Bansbach hier Rothgcrber Möckel in Mosbach 230 —
11 . Juli - 197 Valentin Kirschenlohr von Fahren - Peter BendcrS Wittwe in Neckar - 200 —

bach burken
16 . Juli - 199 Johann Georg Ehret hier Georg Adani Weber zu RitterSbach 216 —

6 . Aug . - 202 Johgnn Georg Grämlich hier , Kir - die kathol . Kirche hier . Gesetzliches — —
chenrechner Pfandrecht

83 16- 203 Thomas Grämlich , Schuster hier I . A . Moo «, LederhLndler zu Mann -
heim

13 . Dez . 1330 272 Martin Ludwig hier Pfarrer Joseph in Lohrbach 24
23 . Dez . - 273 Thomas Grämlich hier Katharina Maier hier 50 —

8 . April 1831 282 Balz Heck
' s Wittwe hier Korrektionöhausverwalter Kiefer in 250 -

Mannheim
13 . April - 289 Joseph Heilig hier Joseph Heilig ' s Kinder hier . Gesetz - — —

liches Vorzugsrecht
8l>11 . Mai - 309 Jakob Wagner , Ginibers Sohn hier Gottfried Wlttmann i» Unterscheff - —

lenz
Z .t .83 . Mannheim . ( Bekanntmachung . )

In das Handelsregister wurde eingetragen :
Am 24 . Januar 1863 , O .Z . 8 , Nr . 1464 ,

Ehevertrag , ll .ll . Oggersheim , 6 . Juni 1853 , d -s
Simon Stern und der Wilhelmine Salomon ,
wonach unter beiden Theilen Gütergemeinschaft be¬
stehen , welche sich jedoch nur auf die Errungenschaft
beschränken soll .

Mannheim , den 24 . Januar 1863 .
Großh . bad . Amtsgericht .

Erter .
Z . t .82 . Mannheim . ( Bekanntmachung .)

In daS Handelsregister wurde eingetragen :
Am 26 . Januar 1863 , O .Z . 18 , Nr . 1705 .

Ehevertrag , il . il . Metzkirch , 9 . September 1851 ,
zwischen PiuS Herschet und Elisabeth Lauchert
von Meßkirch , wonach die gesetzliche Gütergemein¬
schaft als Regel gilt , mit der Ausnahme , daß dar
gegenwärtige und künftige Fahrnißvermögen beider
Theile von der Gütergemeinschaft ausgeschlossen
bleibt , und jeder Theil 200 st . in die Gemeinschaft
cinwirft .

Mannheim , den 26 . Januar 1863 .
Großh . bad . Amtsgericht .

Erter .
Z . t.84 . Mannheim . ( Bekanntmachung .)

In das Handelsregister wurde eingetragen :
Am 4 . Februar 1861h O .Z . 59 , Nr . 2287 .

Die Kaufte » « Heinrich Kahn - Bens inger und
Moritz Maas von Mannheim haben am 1 . Februar
1863 eine Handelsgesellschaft dahier gegründet , unter
der Finna „Kahn - Bensinger in Mannheim . "

Diese Firma , deren alleiniger Inhaber bisher
Kaufmann Heinrich Kahn - Venjinger war , würbe
mit Bezug auf Art . 24 Abs . 1 d . H . G . auch für
obige Handelsgesellschaft bcidehalten .

Die beiden Gesellschafter haben gleiche Rechte be¬
züglich der Vertretung der Gesellschaft und bezüglich
der Unterschrift .

Mannheim , den 4 . Februar 1663 .
Großh . bad . Amtsgericht .

Erter .
Z .t .85 . Mannheim . ( Bekanntmachung .)

In das Handelsregister wurde eingetragen :
Am 10 . Februar 1863 , O .Z . 70 , Nr . 2533 .

Fabrikant Karl Emanuel Ahorn , Kaufmann
Valentin Fath , Kausmann Johann Mattin
Kienzle , sämmtliche in Mannheim , haben am
20. Dezember 1862 eine Handelsgesellschaft dahier
zum Betrieb eines Fadrikgeschäjt « gegründet unter
der Firma . Ahorn , Fath und Kienzle in

Mannheim " .
Die drei Theilhaber haben da« Recht , die Gesell¬

schaft zu vertreten und die Unterschrift zu geben .
Mannheim , den 10 . Februar 1863 .

Großh . bad . Amtsgericht .
Exter .

Z . t .72 . Nr . 831 . Blumenseld . ( Urtheil . )
I . S . Brigitta , ged . Saut er , von Nordhalden ,gegen ihren Ehemann Dominik Keller von da , Ver -
mdgensabsonderung betr -, wird aus gepflogene Ver¬
handlungen zu Recht erkannt :

Klägerin sei für berechtigt zu erklären , ihr
Vermögen von dem des Beklagten abzusondern ,und habe Letzterer die Kosten des Rechtsstreits zu
tragm . V . R . W . ^

So geschehen Blumenseld , den 3 . Februar 1863 .
Großh . bad . Amtsgericht .

H . Schmidt .
Z . B . : Hotz . A . j .

Z . t .42 . Nr . 1490 . Achern . ( Aufforderung .)
Joseph Huber , sowie seine Schwester Barbara Hu¬ber , Ehefrau des Ignaz S t r a ck von Mosbach , sindvor vielen Jahren nach Amerika gereist und haben
nichts mehr von sich Horen lassen .

Dieselben habe » -
innerJahresfrist

über ihr in der Heimath befindliche « Vr >mögen zu
verfügen , ansonst dasselbe den nächsten Verwandten in
fürsorglichen Besitz gegeben würde .

Achern , den 11 . Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt .

I . A . :
Eiselein .

Z .s .965 . Nr . 1617 . Wolfach . ( Aufforde¬
rung .) Der ledige Michael Matt von Welschen -
steinach , welcher im Jahr 1837 nach Pittsburg ,Nordamerika , gewandert ist, hat seit 15 Jahren keine
Nachricht mehr von sich gegeben und konnte nicht
ermittelt werden , ob derselbe noch am Leben oder
gestorben sei.

Aus Antrag der Verwandten wird derselbe hiemit
ausgefordert ,

binnen Jahresfrist
Nachricht von sich zu geben , widrigenfalls er für
verschollen erklärt und sein in ca . 500 fl . bestehen¬
de « Vermögen seinen nächsten Verwandten in für¬
sorglichen Besitz gegeben würde .

Wolfach , den 10 . Februar 1863 .
. Großh . bad . Bezirksamt .

s a u r .
vllt . Kaspar .

Z .s .924 . Nr . 1517 . Lahr . ( Verschollen -
beitserklärung . ) Da Jakob Iülch von
Mietersheini unserer Aufforderung vom 15 . Jariuar
1862 , Nr . 570 , keine Folge gcleistei hat , so wird der¬
selbe andnrch für verschollen erklärt und sein Ver¬
mögen seinen gesetzlichen Erben in fürsorglichen Äesitz
zugewiesen .

Lahr , den 6 . Februar 1863 .
Großh . bad . Oberamt .

Winter .
Z .t .53 . Nr . 1405 . Karlsruhe . ( Schulden -

liqnidation . ) Johann Herlan , Bäcker von
Friedrichsthal , beabsichtigt , mit seiner Familie Nach
Nordamerika äuSzuwandern .

Etwaige Forderungen an denselben sind in der aus
Freitag de » 27 . Februar l. I . ,

Vorm . 11 Uhr ,
anberaumten Schuldenliquidations -Tagfahrt bei Ver¬
lust der Rechtshilfe dahier anzumelden .

Karlsruhe , den 7 . Februar 1863 .
Großh . bad . Landamt .

Bausch .
vllt . Stutz .

Z . t .52 . Nr . 1406 . Karlsruhe . ( Schuldrn -
liquidation . ) Wilhelm Herlan ' S Wittwe von
Friedrichsthal beabsichtigt , nach Nordamerika auszu¬
wandern .

Etwaige Forderungen an dieselbe sind in der ans
Freitag den 27 . Februar l . I . ,

Vorn, . 11 Uhr ,
anberaunltcn Schuldenliquidations - Tagfahrt bei Ver¬
lust der Rechtshilfe dahier geltend zu machen .

Karlsruhe , den 7 . Februar 1863 .
Großh . bad . Landamt .

Bausch .
vllt . Stutz .

Z . t .73 . Nr . 1381 . Konstanz . ( Schuldcn -
liquidation . ) Die Wittwe des Kaufmanns Mar
Rolle von Konstanz , Josephs , geborne Schmid , ist
gesonnen , mit ihren drei minderjährigen Kindern nacb
Nvrdamerjka auszuwandern . Etwaig « Ansprüche an
dieselbe sind aur

Freitag den 27 . d . M .,
Vormittag « 10 Uhr ,

dahier geltend zu machen , da sonst zu solchen von hier
aus nicht mehr verhelfen werden kann .

Konstanz , den 10 . Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt .

L. Stösser .
Z .s .892 . Nr . 1020 . Tauberbischofsheim .

( Aufforderung .) Alexander Josef Michel

von Königheim hat sich unerlaubt nach Amerika be¬
geben und ohne diesseitige StaatSerlaubniß vcrebc-
licht . Derselbe hat sich hierüber

innerhalb 6 Wochen
anher zu rechtfertigen , widrigen « er des Staatsbür -
aerrechtS verlustig erklärt und in eine Geldstrafe von
30/0 des mitgenommenen und etwa noch nachziehen¬
den Vermögens verfällt würde . Zugleich wird dessen
Vermögen mit Beschlag belegt .

Taubcrbischvfsheinr , den 5. Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt ,

vr . Schmieder .
Zt . l9 . Nr . 1658 . N e cka r b i s ch 0 fs h e i m.

( Aufforderung . ) Friedrich Noe von Rappenau
ist vor einigen Wochen unerlaubt nach Amerika auS -
gewandert . Derselbe wird aufgefordert , sich

binnen 3 Monaten
dahier zu stellen und sich über seinen unerlaubten
Austritt zu rechtfertigen , widrigenfalls er unter Ber -
sällnng in die Kosten des bad . StaatsdürgerreLiS
für verlustig erklärt und in die gesetzliche Vcrmögens -
strafe verurtheilt würde . Zugleich wird dessen Ver¬
mögen mit Beschlag belegt .

Neckarbischossheim , den 6 . Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt .

Schupp .
Z .t .9 . Nr . 1627 . Tauberbischosshenn .

( Aufforderung . ) Rosalia Hübner von UisM
heim hat sich unerlaubt nach Amerika begeben uiw
ohne diesseitige StaatSerlaubniß verehelicht . Die¬
selbe hat sich hierüber innerhalb 6 Wochen anher
zu rechtfertigen , widrigenfalls sie des Staatsbürger
rechts verlustig erklärt und in eine Geldstrafe von
3 "/ » deS mitgenommenen und etwa noch nachziehen -

dcnVermvgens verfällt würde . Zugleich wird deren
Vermögen mit Beschlag belegt .

Tauberbischofsheim , den 9 . Februar 1863 .
Großh . bad . Bezirksamt ,

vr . Schmieder .
Z .s .846 . Nr . 1152 . Ettenheim . ( Erkest " l -

n iP .) Die Maria Eva Hartmaier von Mnncy -
weier leistete der diesseitigen öffentlichen Aufforde¬
rung vom 18 . November v . I . , Nr . 8259 ,
Folge . Sie wird deßhalb des großh . StaatSdurger -
rechlS für verlustig erklärt und unter Kosteuvcttm -

lung in die gesetzliche Vermögensbnße hiemit ver
urthcilt .

Ettenheim , den 6 . Februar 1363 .
Großh . bad . Bezirksamt .

Pfister . ,
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